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Die ueuen Verwickelungen.

Nochmals ist die deutsche Frage, das den Demo¬
kraten unentbehrliche Agitations-Mittel, mit Gewalt
herbeigezogen, damit beim bevorstehenden Schluffe
des Landtages ihnen eine bewährte Waffe für neue
Wahlen erhalten werden. Das Bündniß vom 26.
Mai 1849 tritt wiederum zwischen das Staatsgrund¬
gesetz und seine Ausführung, dieses Mal aber gewiß
nicht, weil die Staats - Regierung den Zankapfel in
die Versammlung geworfen, sondern weil ein un¬
glücklicher Griff des Präsidenten die glimmende Kohle
zum Feuer schürte und in der Majorität eine willige
Stütze seiner Pläne fand. Die Sache hat sich die¬
ses Mal anders gewandt, als die Opposition es
hoffte, denn dem Ministerium ist keine neue Ver¬
legenheit bereitet und Manche werden jetzt das
Getreibe der Opposition richtiger würdigen denn
früher, wenn sie begreifen, daß diese Partei die Ver¬
zögerung wichtiger Gesetze verschuldet und vielleicht
auch die Veranlassung ist, daß die ersehnten Pro-
vjnziallandtage noch so bald nicht zusammentreten
können.

Die Folgen der Ueberstürzungen des Jahres 1848
ruhen schwer auf dem Lande Oldenburg und leicht
kann es in seiner Selbstständigkeit ganz darüber zu
Grunde gehen.

Um die neuen Verwickelungen richtig beurtheilen
zu können, müssen wir auf die früher» Verhand¬
lungen zurückgehen. Nachdem das Ministerium in

dem Schreiben vom4. v, M. sich über seinen Stand¬
punkt in der deutschen Frage ausgesprochen, nach¬
dem es seine rechtliche Ansicht über die staats- und
völkerrechtliche Seite des Vertrages, welchen es
als eine rechtsvollendete Thatsache vorgefunden,
begründet, erschien der Bericht des Ausschusses
(Böckel, Kitz, Nicbour II. , Wcrry, Wibel). Der
Ton des Berichts entsprach dem wichtigen Gegen¬
stände wenig und vergeblich suchte man darin nach
einem Hauche deutschen Sinnes , nach einer Spur
des Geistes der Erhebung des Jahres 1848. An
die Stelle der früheren Verneinung ward das Mün¬
chener Project gesetzt, und eben so gut hätte die
Herstellung des frühern Bundestages eine Bevor¬
wortung finden können, eine Idee , welche bei dem
neuen Bündnisse den Kontrahenten auch vorgeschwebt
zu haben scheint. Wir brauchen in dieser Beziehung
nur an die Thronrede des Königs von Würtcmbcrg
zu erinnern. Die Bestätigung des Bündnisses, die
Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit des Beitritts-
Vertrages ward verweigert, die Befugniß der Re¬
gierung zum Ausschreiben der Wahlen zum Erfur¬
ter Parlament nicht anerkannt und die Wahl zum
Staatenhause selbstredend abgelehnt. Mit diesen
Anträgen ward der auf Anklage des Ministeriums
verbunden, doch wollte ein Theil des Ausschusses
demselben noch eine weitere Vertheidigung ge¬
statten.

Da in dem Ausschußberichte dem Umstande, daß
Oldenburg ganz freie Hand erhalte, wenn Hanno-



ver dem Bündnisse nicht .,M >r «rechtlich Wgehöre-

kein besonderes Mwicht beigelegt 'war , so 'kam He

Staatsregierung in dem -Schreiben vom 21 . Mär -z

darauf zurück , indem sie offenbar hoffte , daß , wenn

hiernach bis zur schlüssigen Entscheidung

keine dauernde Nachtheile für Oldenburg zu besor¬

gen , dyr L̂andtzH sich entschließen könne , die Astge-

legeichelt *vorläufig auf '-sich beruhen zu lassen , damit

kräftig zur Beordnung der innern Verhältnisse ge¬

schritten werden könne.

- Der "Ausschuß fand i» dieser ErWxung keil̂ p

Heränlassuug , feine Anträge zu modisicucn und war

damit die Aussicht so eine Vermittelung zu Stande

Höingen , verschwunden . . —

-« Eie Ueberzeugung , daß eine Beseitigung ^der

deilkschenUge ' von ssem ganzen Lande als ein große?

Glück angesehen werde , vcranlaßte -den Abgeordneten

von Finckh -in der 17 . -Sitzung den,/bekannten Ver-

MittclungS -Antrag zu stellen und -beschloß der Land¬

tag mit 21 gegen 12 Stimmern,.
. «unter Aussetzung aller anderweitig Beräthung

und Beschlußfassung in dieser Angelegenheit , und

. -unter,,ausdrücklichem Vorbehalte/aller Rechte -an

die hohe .Staatsregierung das dringende Ersuchen

zu .stellen - ..j» einer baldigsten Rückäußerung sich

darin, , daß bis dahin, , daß entweder Hannover

dem Bündnisse wieder beigetreten sei , oder der

Landtag dm Beitritt ,der Staatsregierung zudem

Bündnisse , genehmigt habe, . die Beschlüsse und

Verfügungen .des Verwalt .ungSrathes , des Unions-

Parlaments , oder der Unionsgewalt , ln Oldenburg

. keine. Anwendung ' finden können -, ,-rt, , Mit dem

Landtage einverstanden , und bereit zu erklären,

in diesem Sinne bei dem Berwaltüngsrathe An-

träge zu stellm ^ auch im klebrigen darnach g«

. handeln ." , /

Die Staatsregierung erwiederte darauf , unterm

2t>. März:
«Das Gewicht der Gründe nicht verkennend,

welch ^ ' den allgemeinen Landtag  zur . .setz-

ne .r .B -esschl-ußnah -me hingeleitet haben)

zugleich , aber , auch davon ausgehend , daß Vorbe¬

halts aller . Rech tc auf b erden  Seiten , wesent¬

lich nur bezweckt werde , Oldenburg bei seiner

eiaenthümlichen Lage , so lange Hannover , nicht

wieder beigetreten ist, Fegen alte nacht .heili -gen

^ Cozi seg uenzen  des Bündnisses zu sichern , er¬

klärt '-die Staäisregierung sich mit der Ansicht des

allgemeinen Landtags einverstanden , und wird sie

danach ihr Verfahren bemessen . "

Obwohl nun bis zum 15 . d. M . die Sachlage

in keiner  Weise geändert war , so sah sich doch der

Abgeordnete Kitz , in Folge eines Z'eissungs-

assnikels  über eine Êrklärung des OldeWÜrgischen

Bevollmächtigten in dem Derwaltungsrathe , veran¬

laßt , eine Interpellation an die Staatsregierung zu

richten , welche dahin beantwortet wurde , daß der

Gevollmächtigte bei geeigneter Gelegenheit zu der

Erklärung autorisirt sei:

^w ' DMiisturgrsche ' Regierung dem ässge-

^ - meinen Landtage gegenübtt '- in - BeM "-äuf fbre

' Stellung im Bündnisse vom 28 . Mai vTA Teine

sie dem ^ ündpisse .entfremdend ^ .Be.rzHichtung ein¬

gegangen ^ iss ' ssaß sie asser , so lang? Hannover

. -.- hew -Bündnisse nicht , wieder beigetreten , bei Be¬

schlüssen und Verfügungen des Berwal -tungsrÄhes

->,i uM der Unionsgewalten , welche , einen C on fllvclt

mit dem -Landtl '.ge herbeisühren könnten , sich vot-

. behalte - ,bol dem Berwalturrgsrathe oder der Uniostö-

gewalt . für Oldenburg eine Aufhebung  odkr

einen Aufsschub  zu beantragen ."

. Eine ruhige Prüfung dieser Erklärungen kann

nm zu. dem Ergebnisse führen - daß die Staatsregie¬

rung ihrer.  Erklärung gemäß gehandelt hat, , denn,

La Nach dem zugesiandenen Vorbehalte der .Rechte

ans beiden  Seiten , eine Lossagung , vom Bündnisse

nicht verlang ? war , da sie sich nur verpflichtet hatte,

nachthcilfge . .Co » feg,uenzen- (die Veranlassung

zu Conflicte » mit dem . Landtage ) abzuwehren - so ist

auch die dem Gevollmächtigten gestattete / Erklärung

völlig , in Einklang , mit dem , was - die StaatSvegje-

rung am 25 . März äusgefpröchrn - hall ,. . .ö -

. Der Ausschuß dos Landtages -, für die deutsche

Frage , fand , dieses nicht, , indem,,er davon -nausginK

daß die Erklärung der Staatsregierung vom .25/

März sich äuf alle . Verfügungen und Beschlüsse des

WeMaltungsrathes . Und der Unionsgewalten beziehe

und derselbe .- beantragte , da obwohl die Staatsre -i

gierung sich die Bemessung  ihres Verfahrens -vo«2

behalten, . daß . die VerhandlungcN ' v-om 22 : und 25.

Mürzi Äm l Bvrwaltimgsrathe offiziell mitzutheilenz

dvm -'Lautstage die . seit dem 22 . M -ävz mit dem - Got



'ssÄMäHtHAn. 'denn 'Dsrwältünsssräthe./DDfigm .en
^ör̂ ê oMnzen, fo wie die Verhandlungen Desselbei

en
mit dem Berwaltungsrathe vorzulegen seien.

Die Staatsrcgiening erklärte Darauf, Daß sic Die
AüM 'gün'A, lvölihb Der LandÄg Det Vireinbarüsig
vom 25. v. M. Me , nicht zû essehen Pönne, l̂nbeiü
'sie"darauf verwies, was sse mit klaren Worten ver-
"fp.ro csscn und versicherte, Daß sie ihrerseits das
Friedens werk aufrecht erhalten wolle.
Auf die besonder» Anträge erklärte sie so sticht ein-
'gehestz« köiiiicn, einmal, weil es ihre SäH'st H,
ihr Verfahren zu bemessen und dann,  weil. Dor-
Men "von Briefschaften über schwebend  e Fragen
sncht verlangt werden könnten. (Nr. 34. der Neuen
Matter .) , .

Jn derÄbcndsitzung vom26. d.M. würde über Die
Antwvrt Der Stäät 'srcbikrüst̂ ÄiKen "usterwärköt
'Mstdlkch'Bckichl erstattet und blieb Der Ausschuß
bel̂ eiNer"'Ansicht über die. Vereinbarung. Derselbe
beantragte> daß die deutsche Frage in der nächsten
Sitzung da,,wieder.ausgenommen werde, wo sie Nü
25. v. M. verlassen fei. Der Altträg würde zum
Beschluß erhoben und kündigte somit der L'änDtbg
W "'W ^ Üflill̂ anb, den das Land so freudig be¬
grübt hatte, ja er ging sofort noch weiter und strich,
ohne alle weitere Verhandlung über die
Rechtsgültigkeit des Bündnisses und vor
der Möglichkeit , daß das verfassungs¬
mässige Schiedsgericht beantragt und
bin .̂e Gstbsch'eidüng von demselben abgege¬
ben' werden konnte , in derselben  Sitzung die
Kosten, welche für den Gevollmächtigten beim Vcr-.
waltungsrathe und die Abgtotdisiten ztän PäÄa-
mente in Den Voranschlag ausgenommen Und th'eil'-
Hif ^ schM' WäÄsgab't stiaren.

Daß zu .solchen Beschlüssen keine zwingende Ver¬
anlassung vorlag, daß »nt Äbsicht die Gelegenheit
geflltht, rchue Mrlegenheiten zü bereiten, scheint uns
klar aus der obigen Zusammenstellung hervorzügehöisi
denn vergeblich suchen wir nM Nachtheil'en, welche
das Land bedrohten, vergeblich nach einer vetänder-
ten Sachlage. Doch m'äü wird sie darin finden,
dass vor Dkm Schlüsse des Landtages' eine .Entschei¬
dung deshalb nochwendig war) weil nach demselben
von einem MinisteriumButtel wohl erwartet wer¬
den konnte, daß es Treu und Glauben hintenansetzen

Md ch. handeln,werde, atö ob
U' . ch,n II,>
es ,kernest Waffen¬

stillstand geschlossen habe.
Die unverantwortlichen  Vertreter des Lan¬

des 'habest einen Schritt gethän, welcher nach älleü
SÄtdn chin die größten Nachtheile zur Fölqe "haben
fann. Sic haben rhn gcthan, ohne daß äußere
Gründe Vorlagen und die glücklich in den Hintergrund
getretene Spaltung steht tiefer und weiter denn je
vor uns. Wann werden wir die Gesetze bekommest,
welche das Land verlangt? Wann werden die Prö-
vinzralländtagc Die materiellen'Interessen des Lan¬
des fördern? Wes ist .von.  neuem ui Frage gestellt
und nur die Hoffnung bleibt, daß, wenn der ver¬
tagte Landtag wieder züsammcntritt, die deutsche
Frage ihre endliche Lösung gefunden habest werde,
dWkt di!e äüßcrc Politik den inner» Frieden nicht
weiter störe.

April 28. 1850. 4.

Die Vertagung des

So,ist denn endlich geschehen, was schon langx estvgrje.t
Mrdcn mußte. Der Landtag ist vertagt . Und ngchpeiy
diese Vcrtaggngeine Zeit lang gedauert hat, wird er auch
wohl aufgelöst werden. . . . .. .

Wenn aus tqn Benehmen, des htsinisteriumS dein Land,-
tage gegenüber die Absicht und der Wugsch deutlich,zu erkennen
ist, mit diesem Landtage über dtz ngch remŜtaatsgrundgesetzc,
wie nach Lage der Sache, nothwendigcnB.cräntergngcn»Ich
Verbesserungenin Organisatian ,und Verwaltung endlich vor¬
wärts zu kommen, und,wo möglich. .fertig, zzi werden, so ftM
es sich wohl, was war den» nun der Grund, welcher dennoch
das Zusammenblciben des Landtags nicht ferner möglich sein
ließ? Und. dcstmag denn allerdings die deutsche Frage
die Veranlagung gewesen gein, daß d(e Vertezgung plötzlich ge¬
rade an"dem' Tage' ausgessrochzu' , wssr̂c, "wg ..di.csc untzlj.̂ e
^rage wieder' aus der lkägetsordntzifgŝt̂ ni>.̂ ,fs^ .d'er,jeage.',r^
Dinge in .Erfurt, wiê sic. g^ cn'wartjg Ist, und in Bctrachf'tr^
ljicrballniffesi in welchem wir 'gegenwärtig' zv. 'tem BÜnd'nißk
stehen, mochte es.zwemnaßl^ .scin zu verhindern, daß die Sln-
trägc, weichst der" Äüsschußhcrich't bstschw,Lä .n t̂a^  zum
Mch^ .'erhörê wurkt̂ '.,.3'tLt LgndMc zige
^eit' lang.Äcfchluist fn,dieser Angssfgfnhcst,',,>,!ch't .^ saßst wff-
den, und' M dahin̂ daß der Landtag' wieder..beisammen ist,

^rd sich lm dermchen Nelch manches gestaltet haben, , ,
Wenn cs gleich,nur em,offentliches .Porurt ^.ê ^

die
Wähler bei ihrer Wahl für diesen Landtag in großer Mehrzahl
nur dies Bündniß im Auge haben, und sie nur Männer wäh-

Ä, r
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ltn ließ, welche diesem Bündniß möglichst abhold sich erklärt
hatten, so ist diesem öffentlichen Vorurtheil, wie nun einmal
unsere Verfassung ist, dennoch Rechnung zu tragen, was wir
nicht leugnen wollen. Wie hätte sich aber der Landtag be¬
nehmen sollen, wenn cs ihm noch um irgend etwas Anderes
zu thun war, als um Ablehnung dieses Bündnisses? Er hätte
den glücklich erreichten Waffenstillstand fortbestehen. lassen, hätte
höchstens seine Proteste bestimmt genug aussprechcn, und es
dann aus das Schiedsgericht ankommen lassen sollen, welches
nach dem Staatsgrundgcsetz darüber zu entscheiden hat, ob hin¬
sichtlich der fragliche» Auslegung des Art. 27 des Staatr-
grundgesetzes die Ansicht des Ministeriums oder die des Land¬
tags die richtige ist; mit andern Worten, ob wir nach der un¬
ter dem MinisteriumSchleifer vollzogenen Ratification des
Vertrages definitiv dem Bündnisse angeschlossenfind, oder in
dem Falle nicht, wenn der Landtag nicht noch zustimint. Statt
dessen aber nur Drohungen mit Anklageu. dgl. fortwährende
Jnvective» gegen das Ministerium, Beschlüsseder ertrcmsten
Art, denen beizustimmen dem Ministerium eine pure Unmög¬
lichkeit ist, und bei Verweigerung der Zustimmung wiederum
nur Jnvcctiven und Drohungen!

Da war es denn endlich zu einer Unmöglichkeit geworden,
mit diesem Landtage länger zu tagen, und wenn direct die
deutsche Frage den Bruch nicht eben nothwendig hätte herbeiführen
müssen, indem sich der eben gedachte Ausweg, welcher überdies
eigentlich, nach unserer Meinung, der allein richtige Weg ist,
nehmen ließ, so werden es eben vorzugsweise jene bczeicbneten
ertremen Beschlüsse sein, welche das Ministeriumzweifeln
ließen, ob eine Einigung in irgend einer Angelegenheit mit
diesem Landtage möglich sei, Lessen Mehrheit zwar an sich nicht
demokratisch ist, die aber aus Gewöhnung von der deutschen
Frage her auch in allen andern Dingen mit der Linken geht,
und welche Beschlüsse daher vorzugsweisedie Vertagung veran¬
laßt haben werden.

Zu diesen ertremen Beschlüsse» rechnen wir vornehmlich:
Die Verkürzung der Präscnzzeit auf 6—9 Monate, wo roch

die Bundeskriegsverfaffung 18 Monate vorschreibt; die vollstän¬
dige Abschaffung des Reiterregiments, in Beziehung auf welche
Frage doch auch andere Umstände hätten berücksichtigt werden
sollen, als blos derGeldpunkt; den Beschluß wegen der Eutiner
und Birkenseldcr Wehrpflichtigen auf den Antrag Lindemanns;
die Bcschneidungdes Budgets bis zu einem Grade, welcher da«
Fortkommen unmöglich macht, u. dgl. m.

Solche Beschlüsse haben etwas PopulaireS. Leider! Unsere
politische Bildung, oder das sich manchmal dafür ausgicbt, ist
eben, bei Lichte besehen, häufig nichts als die bloße Verneinung.
Wer aber nicht sowohl darüber aberkennen, wer besonnen nicht
das Unmögliche will, der kann solcbe Ertremitäten nur bedauern.
Sie führen uns entweder in deuAbsolonsmus zurück, oder zur
Auflösung.

Solchen Beschlüssen gegenüber wäre cs denn auch ganz
nutzlos, wenn das gegenwärtige Ministerium, wie es den
Wunsch bei Sr . Königl. Hoheit, dem Großhcrzoge schon mehr¬
mals soll zu erkennen gegeben haben zurückträte. Solchen Be¬
schlüssen gegenüber ist das Regiere» überhaupt eine Unmöglich¬
keit. Wir würden bei solchem Treiben ein Ministerium nach
dem andern abgehen sehen müssen, wir würden ein ganzes Heer
penfionirtcr Minister bekommen müssen. Ein Glück, Laß der
Grvßhcrzog die Entlassung der Minister nicht annehmen wird.
Woher bessere Männer, tüchtigere Kräfte und mehr guten Wil¬
len wieder nehmen? Wir tragen Sorge vor einem Ministerium,
das nach diesem kommen würde, nach einer oder nach der an¬
dern Seite hi».

Aber wann wird es dann besser werde» in unserm Lande?
— Wenn das Land aufhörcn wird, die Männer der Verneinung,
die Männer die Alles  umgestaltct wissen wollen, weil alles
Bestehende ihnen verwerflich scheint, die Männer der Opposi¬
tion aus Opposition in den Landtag zu schicken.

Wirk es dann besser? — Dann wird es erst möglich!
Besser  wird es erst, wenn das Land nur die verkehrten
nicht,  sondern wenn cs die rechten Leute schickt, und die
Intelligenz,  welche auf eigenen Füßen steht. Sv.

kleine
Der Landtag  hat dem Ministerium den am 28. v. M.

über die deutsche Frage abgeschlossenen Waffenstillstand gekün¬
digt. Er verlangt eine faktische völlige  Lossagung vom
Bündnisse vom 26. Mai 1849, während die StaatSregicrung
sich nur verpflichtet hatte, die nacht heilige » Consequen-
zen  des Bündnisses, so lauge Hannover demselben nicht wie¬
der angehöre, vom Lande abzuhaltc». Die Abgeordneten Kitz,
Wibel und v. Finckh solle» die Vermittelung vom 28. v. M.
vorzugsweisegefördert haben und cs würde von Interesse sein,
die damalige Auffassung des Vergleiches kennen zu lernen, zu¬
mal da der Abgeordnete Kitz selbst in der Landtagsfitzung die
Erklärung der Staatsregierungvom 28. v. M. für genügend
erklärte und ihm die Ansicht des Ministeriums, mit welchem

Chronik.
er verhandelt hatte, genau bekannt sein mußte. Der Abgeord¬
nete Kitz war früher und jetzt  Berichterstatterüber dje
deutsche Frage, auch hat derselbe die Interpellation veranlaßt,
welche von neuem zur Stockung und Verzögerung der vom
Lande ersehnten Gesetze geführt hat.

Hinsichtlich der Wahl  der Mitglieder des Staats-
gerichtshofes durch den Landtag ist noch zu bemerken, daß ge¬
wählt sind:

der O.A.R. Hayeffen einstimmig,
„ O.G.R. v. Finckh mit 38 gegen8 Stimmen,
„ Assessor Ruhstrat „ 31 „ 12 „ und
„ Assessor Ostendorf „ 36 „ 7 Stimmen.
Die Allgemeine Lehrer - Conferenz  findet am L

Mai im Lindenhofc bei Oldenburg Statt . Anfang 19 Uhr
Vormittags.

— Verlag und Schnellpreffendruck von Gerbard Stallinq in Oldenburg.Redacteur : H . Rüder.
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Sonnabend , 4 . Mai . 1850.

Vorstellung mehrerer Besitzer pflichtiger Län¬
dereien im Kirchspiel Sande

an den Landtag,
betr . die Zuziehung der Grodenländereien zu den

Abgaben *).

Die gehorsamst Unterzeichneten wohnen im Kirch¬
spiel Sande , und sind dort mit nicht unbedeutenden
pflichtigen Ländereien angesessen . Andere Miteinge¬
sessene des Kirchspiels sind Besitzer von Groden - oder
Canonländereicn , und als solche früher von allen
Abgaben frei gewesen , weil sie statt derselben einen
Canon zahlten.

Dieser Zustand ist schon so alt , und seit Men¬
schengedenken ist man so daran gewöhnt , daß es uns
nicht möglich ist, zu denken , daß dieser Zustand ein
ungerechter sein könnte . Denn sonst würde die hohe
Staatsregierung ja schon früher diesen ungerechten
Zustand aufgehoben haben , wahrend sie ihn doch un¬
gestört fortbestehen ließ . — Wir urtheilen hier nur
nach unserm Rechtsgcfühle , was jedem Menschen
inne wohnt , ohne uns auf juristische Sophismen
weiter einlassen zu können . Das aber fühlen wir,
und davon sind wir in unserm Innern fest über¬
zeugt , daß die Beschlüsse des hohen Landtags , durch

*) Wir theilcn den Inhalt dieser Petition an den Land¬
tag zur weitern Prüfung vollständig mit , weil uns die betref¬
fende Sache von größerer Wichtigkeit erscheint , als die Majo¬
rität deS Landtags durch ihr leichtfertiges Hinweggehen be¬
kundete . Die Re ».

^ SV.

welche den bisher Befreiten ihre Freiheiten ohne
gerechte Entschädigung genommen werden , eine Un¬
gerechtigkeit mit sich führen , und das können und
wollen wir dreist behaupten , daß bei weiterer Aus¬
führung dieser Beschlüsse viele Familienväter an den
Bettelstab gebracht werden.

Denn durch diese Beschlüsse werden den obge¬
nannten Befreiten zu ihrem Canon noch l ^ H Gold
ä Gras aufgelegt , so daß sie, den Canon mitgercch-
net , 3 ^ 2 Gold per Gras in gewöhnlichen Jah¬
ren zu zahlen haben . Schon so würden bei einer
niedrigen Conjunctur , ähnlich der , wie solche die
Unterzeichneten erlebt , die Abgaben dem Heucrwerth,
wenn nicht übersteigen , wenigstens doch gleich kom¬
men ; und rechnet man noch auf Eventuellitäten,
wodurch die Abgaben eine ungewöhnliche Höhe er¬
reichen , so darf man behaupten , daß im buchstäbli¬
chen Sinne das Land sich nicht halten könne , die
Eigenthümer desselben alles Eigenthums und ihrer
Existenzmittcl gänzlich beraubt werden . —

Die Ländereien der Unterzeichneten , so wie die
der übrigen Pflichtigen sind zwar auch , und nament¬
lich in den letzten dreißig Jahren , nach und » ach
mit mehr Abgaben belegt worden , so daß durch¬
schnittlich 1's/z H Gold per Gras an jährlichen Ab¬
gaben veranschlagt werden dürfen ; jedoch würde,
selbst bei ähnlicher Conjunctur wie vor angedeutet,
den Besitzern noch einiges Eigenthum verbleiben,
und ihre Existenzmittel nicht ganz verloren gehen.
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